
EVP-Kongress 

„Unser Ziel, Ihr Europa" 

L 

Unter diesem Motto fand 

der diesjährige Kongress 
'••" Europäischen Volks- 
Partei (EVP) in Rom statt. 

•m Mittelpunkt der Be- 
ratungen des Kongresses 
banden die Neuwahl der 

uhrungsgremien sowie die 
Politische Weiterentwick- 
Ung der Europäischen Union. 

'n ihrem Grußwort an 
die über 1000 Delegierten 

und Gäste hob die Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands, Angela Merkel, 
die Erfolge des bisherigen 
europäischen Integrations- 
und Erweiterungsprozesses 
hervor. Beide Errungen- 

schaften müssten mitein- 
ander in Einklang gebracht 
werden Die EVP als führen- 
de europäische Partei müs- 

se in einer sich 
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IMPRESSUM 

globalisierenden Welt für 
ihr Verständnis von Frie- 
den, sozialer Gerechtigkeit, 
nachhaltiger Entwicklung 
und entschieden gegen 

Terrorismus und Diktatu- 
ren eintreten, sagte die 
Bundeskanzlerin. Diese 
Ziele seien nicht im natio- 
nalen Alleingang sondern 
im europäischen Hand- 
lungsrahmen zu erreichen, 
der von den Einzelstaaten 
Kompromisse erforderlich 

mache. 
Die in der EVP zusam- 

mengeschlossenen christ- 
lich-demokratischen und 

konservativen Parteien 
sprachen sich für die Fort- 
setzung des Ratifizierungs- 
prozesses zum europä- 
ischen Verfassungsvertrag 
aus. In einem vom EVP-Kon- 
gress mit großer Mehrheit 

angenommenen „Manifest 
von Rom" heißt es, die poli- 
tischen Probleme und insti- 
tutionellen Schwächen der 
EU drohten noch zu wach- 
sen, „solange die im Verfas- 
sungsvertrag enthaltenen 
Reformen nicht Realität 
werden". Damit hat sich in 
der EVP die von Bundes- 
kanzlerin    Angela    Merkel 

Peter Hintze wurde mit dem besten 

Wahlergebnis zu einem der zehn EVP- 

Vizepräsidenten gewählt. 

verfochtene und von der 
Union in der Koalitionsver- 
einbarung festgeschriebene 

Linie durchgesetzt, am 
Verfassungsvertrag festzu- 
halten. „Wir dürfen die- 
se Errungenschaften nicht 
aufgeben. Wir müssen sie 

retten", schloss sich der im 
Amt des EVP-Vorsitzenden 

bestätigte frühere belgische 
Premierminister Wilfried 
Martens der deutschen 

Haltung an. Der Parteikon- 
gress forderte die Staats- 

und Regierungschefs außer- 
dem auf, spätestens in der 
ersten Hälfte des kommen- 
den Jahres unter deutschem 

EU-Vorsitz „weitere Impul- 
se" für den Ratifizierungs- 

prozess zu setzen. 
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Dienstleistungsrichtlinie auf dem 
richtigen politischen Weg 

Als positives, wenn auch 

unspektakuläres Arbeits- 
treffen hat der Vorsitzen- 
de der EVP-ED-Fraktion, 
Hans-Gert Pöttering, den 
EU-Gipfel der Staats- und 
Regierungschefs in Brüssel 
bezeichnet. 

Pöttering begrüßte ins- 
besondere, dass eine Eini- 
gung darüber erzielt wer- 

den konnte, den Beschluss 
des Europäischen Parla- 
ments zur Dienstleistungs- 
richtlinie zur Grundlage des 

endgültigen Kommissions- 
vorschlages zu machen. Es 
sei zu hoffen, dass dies eine 
klare politische Leitlinie sei, 
die nach Vorlage des Kom- 

missionsvorschlags eine 
schnelle Einigung im Rat 
möglichen machen werde, 
erklärte Pöttering. Die in 

den Schlussfolgerungen er- 

Hans-Gert Pöttering 

klärten Ziele für mehr Inves- 
titionen in der Forschungs- 

und Entwicklungspolitik, für 
eine stärkere Koordinierung 
der Energiepolitik und Maß- 
nahmen zugunsten des Mit- 
telstandes seien zwar posi- 
tiv, aber es bleibe abzuwar- 
ten, ob diesen Erklärungen 
politische Taten folgen 

werden, die zu konkreten 
Ergebnissen führen. 

Als prioritäre Aufgabe 
der nächsten Zukunft be- 

zeichnete Pöttering die 
notwendige Einigung zwi- 
schen Rat und Europä- 
ischem Parlament zu den 

Finanzperspektiven 2007- 
2013. Wie bei der Dienst- 
leistungsrichtlinie habe 
das Europäische Parlament 
auch hier eine gute Vorar- 
beit geleistet. Die EVP-ED- 
Fraktion setze sich dafür 
ein, bald zu einem akzepta- 
blen Gesamtpaket mit dem 
Rat zu Reformen des Haus- 
halts, der Sicherung der 
Parlamentsrechte und den 
richtigen politischen Prio- 
ritäten zu kommen. Aller- 

dings setze dies voraus, 
dass auch der Rat sich be- 
wege, um zu einem akzep- 
tablen Kompromiss zu ge- 
langen. 

PAPST BENEDIKT XVI. EMPFÄNGT EVP-ED-FRAKTION 

Im Vorfeld des EVP-Kongres- 
ses ist die EVP-ED-Fraktion 
v°n Papst Benedikt XVI. 
empfangen worden. 
Der Fraktionsvorsitzende, 
Hans-Gert Pöttering, betonte 
ln einer Ansprache während 
dieser Audienz, dass im Mit- 

telpunkt des politischen Pro- 
gramms seiner Fraktion die 

Würde des Menschen in sei- 
ner transzendenten Dimensi- 
on stehe. Die Fraktion habe 
sich dafür eingesetzt, einen 

Gottesbezug in der Europäi- 
schen Verfassung zu veran- 
kern. Auch wenn dies nicht 
gelungen sei, beruhe der Ver- 
fassungstext auf den christli- 
chen Grundwerten. Die Frak- 

tion als Anwalt der christlich- 
jüdischen Werte verteidige 

die geistig-moralische Di- 
mension der Europäischen Ei- 
nigung. Hoffnung und Opti- 

mismus seien die Grundlage 
der Arbeit der EVP-ED-Frakti- 
on angesichts der Herausfor- 
derungen, vor denen Europa 

heute stehe, sagte Pöttering. 
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Grundsatzprogramm-Diskussion 

Ronald Pofalla 

Werte bewahren, Zukunft sichern 

Die CDU hat mit ihrem 
Wertekongress am 20. Feb- 
ruar in Berlin ihren An- 
spruch bekräftigt, als 
wertgebundene Partei den 
Menschen Orientierung zu 

geben. 
Dieses Wertefundament 

unterscheidet die CDU von 
allen anderen Parteien. Die 

CDU will diesen Werte- 
schatz bewahren und für die 
Zukunft sichern. Deshalb 
wird die CDU ihr Grundsatz- 
programm überarbeiten. Da- 

zu gehört, die Frage zu be- 
antworten, was es ganz kon- 
kret bedeutet, das christli- 
che Menschenbild im 21. 
Jahrhundert zu leben. Dazu 
gehört die Frage nach der 
Zukunft der Sozialen Markt- 
wirtschaft angesichts der 
Herausforderungen der Glo- 
balisierung. Denn für die 
Zukunft ist und bleibt die 
Soziale Marktwirtschaft die 

Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung, die wirt- 
schaftliche Dynamik und so- 
zialen Ausgleich am besten 

verbindet. 
Eine veränderte sicher- 

heitspolitische Lage, die 
demografische Entwicklung, 
Konflikte zwischen Religio- 
nen und Kulturen, der 
Schutz am Anfang und Ende 

Ronald Pofalla. CDU-Generalsekretär 

des Lebens sind weitere 
Stichwörter, die zeigen: Es 
gibt viele neue Fragen, die 
grundsätzlicher Überlegun- 
gen bedürfen. Der Anspruch 
der CDU als Volkspartei ist 

es, eine breite Debatte in 
und mit der Partei, in und 
mit der Gesellschaft zu füh- 
ren. Um dieses Ziel zu errei- 

chen, wird die Diskussion 
zeitgleich in der zuständi- 
gen Kommission und in al- 
len Parteigliederungen statt- 
finden. 

Ablauf des 
Diskussionsprozesses 

Ende April wird sich die 
Grundsatzprogramm-Kom- 
mission auf einer ersten Sit- 
zung in Potsdam konstitu- 
ieren. Unmittelbar ansch- 
ließend wird der Diskus- 

sionsprozess auf fünf bun- 
desweiten Regionalkonfe- 

renzen, zu denen die Partei- 
mitglieder recht herzlich ein- 
geladen sind, in die Partei 
hineingetragen. Im Spät- 
sommer werden  wir einen 

TERMINE 2006 

25. April   Konstituierung der Grundsatzprogramm- 

Kommission in Potsdam 

25. April   Regionalkonferenz in Potsdam 

2. Mai   Regionalkonferenz in Bad Fallingbostel 

10. Mai   Regionalkonferenz in Karlsruhe 

19. Mai   Regionalkonferenz in Düsseldorf 

29. Mai   Regionalkonferenz in Kassel 

22. August Grundsatzkongress in Berlin 

26.-28. November 20. Parteitag mit Vorstellung 

eines Zwischenberichts, Dresden 
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Grundsatzprogramm-Diskussion 

Grundsatzkongress veran- 
stalten, um die Leitfragen 
mit den Vertretern aller ge- 
sellschaftlichen Gruppen zu 

diskutieren. Auf dem Bundes- 
parteitag im November soll 

dann ein Zwischenbericht 
vorliegen. 

Im Jahr 2007 werden die 

Diskussionsergebnisse aus 
Partei und Gesellschaft bei 
einem zweiten Grundsatz- 
kongress zusammengeführt. 
Danach wird die Kommissi- 
on einen Programmentwurf 
erarbeiten,  der dem   Bun- 

desvorstand der CDU zur 
Beschlussfassung vorgelegt 
wird. Anschließend erfolgt 
eine zweite intensive Bera- 
tungsphase durch Regional- 
konferenzen, die in einem 
Beschluss beim Bundespar- 
teitag Ende 2007 mündet. 

ADENAUER-STIFTUNG PRÄSENTIERT HINTERGRUNDINFOS 

Die geschichtliche Ent- 
wicklung der christlich-de- 
mokratischen Bewegung 
erforschen und dokumen- 
tieren - das ist eine der in 
der Satzung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung aufge- 
führten Aufgaben. 

Die Geschichte der 
Christlich-Demokratischen 
Union Deutschlands ist 
auch eine Geschichte ihrer 
Programmatik. Als große 
Volkspartei der Mitte hat 
die CDU aus ihrem christli- 
chen Wertefundament her- 
aus die Geschicke Deutsch- 
lands seit dem Zweiten 

Weltkrieg maßgeblich ge- 
lenkt und geprägt. Die 
drängenden Fragen der Zeit 
mussten und müssen da- 
bei immer wieder auf der 

Grundlage dieses Werte- 
fundaments neu beantwor- 
tet werden. 

Nach den Grundsatz- 
Programmen von 1978 und 

!994hatdieCDUbeschlos- 
Sen, die Jahre 2006 und 
2°07 zu nutzen, ihr Grund- 
satzprogramm   zu   überar- 

beiten. Die Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung wird diese 
Programmdiskussion im 
Sinne ihrer Satzungsaufga- 
be begleiten. Dazu hat die 
Adenauer-Stiftung unter 

www.kas.de ein Internet- 
portal zur Programmatik 

der CDU vorbereitet. Über 
dieses Portal erhält der In- 
teressiert unter dem Stich- 
wort „Quellentexte" Zu- 
gang zu den wichtigsten 
CDU-Programmen mit Par- 

teibeschlüssen seit 1945 
sowie Parteitagsprotokol- 
len seit 1950. Eine speziel- 
le Suchfunktion ermöglicht 
die systematische Recher- 

che in allen Texten. In 
einem Lexikon werden 
Grundbegriffe der CDU- 
Programmatik erläutert. 
Beiträge zur Geschichte 
der CDU und ihrer Pro- 
grammdiskussionen sowie 
Texte namhafter Autoren 

zu Grundfragen der christ- 
lichen Demokratie sind un- 
ter dem Menüpunkt Mate- 
rialien & Themen abrufbar. 
Ein freies Meinungsforum 

für engagierte Beiträge im 
Zusammenhang mit der 
Programmdiskussion wird 
zu einem späteren Zeit- 
punkt das Angebot abrun- 
den. 

w 
^ 
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Bundestagsdebatte 

Regierung auf dem richtigen Weg 
Vier Monate 
nach dem Start 
der Großen Ko- 
alition hat Bun- 
deskanzlerin An- 
gela Merkel die 
Generaldebatte 
im Bundestag 
über den Haus- 

halt 2006 ge- 
nutzt, um eine er- 

ste Bilanz zu zie- 
hen und weitere 
Schritte anzu- 
kündigen. 

„Was wir bis jetzt ge- 
macht haben, reicht mir 

nicht und reicht vor allem 
nicht für Deutschland", sag- 

te die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands in der Debat- 
te. Zwar seien erste Erfolge 
erkennbar, doch müssten 
weitere Schritte folgen. Kon- 
kret nannte die Kanzlerin 
acht zentrale Projekte, die 
es anzupacken gelte: Neben 
der Föderalismusreform ge- 

hörten dazu der Bürokratie- 
abbau, die Forschungsförde- 

rung sowie die Energie-, Fi- 
nanz-, Familien-, Arbeits- 
markt- und Gesundheitspoli- 

tik. Merkel appellierte an die 
Opposition, die Reformvor- 
haben aktiv mitzugestalten. 

Ausdrücklich warnte die 
Kanzlerin vor einem „Zer- 
reden" der Föderalismusre- 

form. Ziel der Reform sei es, 
die Zahl der Zustimmungs- 
pflichtigen Gesetze zu re- 
duzieren, um die Zuständig- 
keiten zwischen Bund und 
Ländern zu entflechten und 
die Verantwortlichkeiten für 
den Bürger wieder transpa- 
rent zu gestalten. Das dürfe 
bei den Diskussionen über 
Details der Reform nicht aus 
dem Blick geraten. Als zwei- 
ten Punkt nannte Merkel 
den Bürokratieabbau. Es sei 
nicht egal, ob beispiels- 
weise Flughäfen in fünf, 
zehn oder fünfzehn Jahren 

gebaut werden könnten, 
mahnte die Kanzlerin. Denn 
lange Genehmigungszeiten 

behinderten die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze und be- 
einträchtigten damit die 
Lebenschancen   der   Men- 

schen. Zur Siche- 
rung des Standor- 
tes    Deutschland 

seien    Forschung 
und Innovationen 
unverzichtbar, 
sagte Merkel wei- 
ter.   Daher   habe 
die   Bundesregie- 

I rung ein  Förder- 
i   programm       von 
|  sechs    Milliarden 

|  Euro   verabschie- 
£ det. Damit 

Deutschland das 
Ziel auch tatsächlich errei- 
che, bis 2010 drei Prozent 
seines Bruttoinlandspro- 
dukts für Forschung und 
Entwicklung auszugeben, 

werde jetzt eine Strategie er- 

arbeitet. Nur so werde es ge- 
lingen, dass jeder von der öf- 
fentlichen Hand ausgegebe- 

ne Euro zwei Euro an priva- 

ten Mitteln mobilisiere. 
Mit Blick auf die elemen- 

tare Bedeutung der Energie- 

politik kündigte die CDÜ- 
Vorsitzende ein Energiekon- 

zept bis zum Jahr 2020 an. 
Zu einer modernen Energie- 
politik gehöre der Dreiklang 
aus Versorgungssicherheit, 

Wirtschaftlichkeit und Um- 
weltverträglichkeit. Ein Mar- 
kenzeichen der Großen Ko- 
alition sei zudem eine realiS' 
tische   Haushalts-   und   ri" 
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nanzpolitik, die auf falsche 
Versprechungen verzichte 
und stattdessen Vertrauen 
schaffe. 

Außerdem werde die 
Bundesregierung die Famili- 
enpolitik neu ausrichten. Im 

Mittelpunkt stehe dabei ei- 
ne bessere Betreuungsmög- 
lichkeit für Kinder unter 
drei Jahren. Schließlich solle 
mit dem geplanten Eltern- 
geld „Frauen jenseits der 

Meinen Verdienste" die Ent- 
scheidung für ein Kind er- 
leichtert werden. Als wei- 
teren zentralen Reformbe- 
reich nannte Merkel den 

Arbeitsmarkt, insbesondere 
den   Kündigungsschutz.   In 

diesem Zusammenhang rief 
die CDU-Vorsitzende die 
Koalitionsparteien zu „Ver- 
lässlichkeit" auf. Grundlage 
des gemeinsamen Handelns 
sei die Koalitionsvereinba- 
rung mit der SPD. Dies 
schließe aber in Zukunft 
weitergehende Überlegun- 
gen nicht aus. „Wenn wir 
dann in zwei Jahren sagen, 

das muss weiter gehen, wird 
keiner jemandem ein Denk- 
verbot erteilen". Gestärkt 
werden soll ferner der Nied- 
riglohnsektor. 

Das „achte Projekt" ist 
laut Merkel die Gesund- 
heitsreform. Eine Struktur- 
reform sei unausweichlich, 

da im System der gesetzli- 
chen Krankenversicherung 
sieben bis zehn Milliar- 
den Euro allein in dieser 
Legislaturperiode fehlten. 
Doch auch wenn das 
Gesundheitssystem „ten- 
denziell teurer" werde, 
dürften die Menschen nicht 

aus Kostengründen vom 
medizinischen Fortschritt 
ausgeschlossen werden. Des- 
halb gelte es, Wettbe- 
werbsspielräume zu nut- 
zen. Zugleich stellte Merkel 
klar, dass die Gesundheits- 
reform das Ziel der Großen 
Koalition, mehr Arbeits- 

plätze zu schaffen, nicht 
konterkarieren dürfe. 

SENKUNG DER LOHNNEBENKOSTEN DRINGLICHER DENN JE 

Massenarbeitslosigkeit ist 
die größte soziale Unge- 
rechtigkeitin Deutschland. 

WirwollendieseUngerech- 
tigkeit am Arbeitsmarkt 
beseitigen, Schritt für 
Schritt. 

Arbeit muss bezahlbar 
sein, dann entstehen auch 

wieder sozialversicherungs- 
Pflichtige Beschäftigungs- 

verhältnisse. Deshalb müs- 
sen wir die Weichen richtig 
stellen, um die Lohnneben- 
kosten endlich unter 40 Pro- 
*ent zu senken. Denn ein 
Prozent weniger Lohnzu- 
satzkosten schafft bis zu 
100.000 neue Sozialversi- 
cherungspflichtige Arbeits- 

Ronald Pofalla 

platze. Die Senkung 

der Lohnnebenkos- 
ten ist dringlicher 
denn je. Ein erster 
Schritt ist die Redu- 

zierung des Beitra- 

ges zur Arbeitslo- 
senversicherung ab 
dem kommenden Jahr. Da- 
mit werden auch die Unter- 

nehmer entlastet und kön- 
nen so leichter in neue Ar- 
beitsplätze investieren. 

Damit sind wir aber noch 

lange nicht am Ziel, mehr 
Menschen in Lohn und Ar- 
beit zu bringen. Ein Kündi- 
gungsschutz mit einer Pro- 
bezeit von bis zu 24 Mona- 
ten, ein wirksames Kombi- 

Lohn-Modell und 

die Optimierung 
von Hartz IV ste- 
hen auf der Re- 
formagenda. Wenn 
uns hier die nöti- 
gen Veränderun- 
gen gelingen, wird 

auch die positive Konjunk- 
turentwicklung in Deutsch- 

land zu neuen Arbeitsplät- 
zen führen. Zugleich gilt: 

Auch bei der Gesundheits- 
reform muss die Wirkung 

auf den Arbeitsmarkt be- 
achtet werden. Die anste- 
hende Debatte muss auch 
dazu genutzt werden, Be- 
schäftigungspotentiale in 
Deutschland zu stärken. 
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Aus den Ländern 

Nordrhein-Westfalen 

Zukunftsakademie NRW eröffnet 
Ganz im Zeichen der Förde- 
rung des politischen Nach- 

wuchses steht die „Zu- 
kunftsakademie NRW", 
die der nordrhein-westfä- 
lische Landesverband ins 
Leben gerufen hat. 

Nahezu alle der rund 180 
Stipendiatinnen und Stipen- 
diaten, zahlreiche Funkti- 
ons- und Mandatsträger so- 
wie 200 Gäste waren der Ein- 
ladung zur Auftaktveranstal- 

tung der CDU NRW ins Pa- 
lais Wittgenstein in Düssel- 

dorf gefolgt, um den Start- 
schuss zur Nachwuchsförde- 

rung live zu verfolgen. 
Die Zukunftsakademie 

NRW soll Türöffner für den 
politischen Nachwuchs in- 

nerhalb der CDU NRW sein 
und ihn in direkten Kontakt 
mit führenden politischen 
Funktions- und Mandatsträ- 
gern bringen. Mit der Förde- 
rung begabter junger Men- 
schen investiert die CDU 
NRW in die Zukunft der Par- 

tei und in die Zukunft des 
Landes Nordrhein-Westfa- 
len. Politische Talente sollen 
gezielt auf die Übernahme 
von Verantwortung in Poli- 
tik, Wirtschaft und Verbän- 

den vorbereitet werden. Das 
Förderungsprogramm rich- 

tet sich dabei an jeden, der 
innerhalb der CDU NRW und 

der Jungen Union 
NRW auf sich auf- 
merksam gemacht 

hat. 
Das Gesamtpro- 

gramm der Förde- 
rung basiert auf 
drei Säulen: einem 
Seminarangebot, 
einem Mentoren- 
programm und ei- 
nem Praktikapro- 
gramm. Die Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung (KAS) 
und die Kommunalpolitische 
Vereinigung (KPV) NRW bie- 

ten im Rahmen des Seminar- 
programms regelmäßig Se- 
minare zur Fort- und Weiter- 
bildung an. Im Mittelpunkt 
des Mentorenprogramms 

steht der persönliche und re- 
gelmäßige Austausch zwi- 
schen Mentor und Stipendi- 
at. Mentoren sind erfahrene 
Funktions- und Mandatsträ- 
ger auf Europa-, Bundes-, 
Landes- und kommunaler 
Ebene. Jeder Mentor betreut 
18 Monate lang jeweils ein 
Nachwuchstalent, um prak- 
tische politische Erfahrun- 
gen zu vermitteln und Rat- 
schläge zu geben. Im Rah- 

men des Praktikaprogramms 
sollen den Stipendiatinnen 
und Stipendiaten mittels ei- 
nes umfangreichen Prakti- 

kaangebots  ein   Einblick  in 

Ministerpräsident Jürgen Rüttgers und Verena Vietz 

die hauptamtliche Arbeit der 
CDU NRW ermöglicht und 
weitere praktische Erfahrun- 

gen vermittelt werden. 
Der scheidende General- 

sekretär der CDU NRW, 
Hans-Joachim Reck, erklärte 
in seiner Begrüßungsanspra- 

che, dass die CDU ihre Posi- 
tion als führende politische 
Kraft Nordrhein-Westfalens 

langfristig sichern wolle: 
„Nirgendwo in NRW ist die 
politische Gestaltungskraft 

größer als bei uns. Wir brau- 
chen den politischen Nach- 

wuchs, denn wir wollen als 
Regierungspartei über das 
Jahr 2010 hinaus eine lange 
Erfolgsgeschichte in Nord- 
rhein- Westfalen schreiben.' 

Das Fundament dafür müsse 

nun gelegt werden. 
In seiner Eröffnungsre- 

de machte Jürgen Rüttgers 

deutlich, wie wichtig ihm die 
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Aus den Ländern 

Nachwuchsförderung in der 
CDU NRW ist: „Die Partei 
braucht Vordenker, die krea- 
tives Potential in die Partei 
mit einbringen. Es ist gegen- 
wärtig in unserer Gesell- 
schaft nicht mehr selbstver- 
ständlich, dass sich junge 
Menschen innerhalb der Po- 
litik bzw. in einer Partei en- 
gagieren. Vor diesem Hin- 
tergrund ist die Zukunfts- 
akademie NRW mir persön- 
lich ein großes Anliegen und 
von großer Bedeutung für 
die CDU NRW." Der Landes- 

vorsitzende selbst wird als 
Mentor die 23-jährige Erke- 
lenzer Studentin der Politi- 
schen Wissenschaft an der 
RWTH Aachen, Verena Vitz, 
betreuen. Verena Vitz ist in 
der JU aktiv und seit 2004 
Ratsmitglied in der Stadt Er- 
kelenz. 

Ministerpräsident Rütt- 
gers erklärte weiter, dass die 
CDU junge Talente brauche, 
die ihre Zukunftsfähigkeit 
unter Beweis stellen wollten. 
'n verschiedenen Perspekti- 
ven und Alternativen zu den- 
ken, sei eine Fähigkeit, die 

den Geist der Zukunftsge- 
wandtheit auszeichne. Rütt- 
lers bekräftigte, dass die 
CDU NRW die Herausforde- 
rten der Zukunft anneh- 
men wolle und zitierte Her- 
mann Kahn, einen der gro- 
ßen amerikanischen Zu- 

Wtsforscher der 60er Jah- 
re: ..Aus der Vergangenheit 

kann jeder lernen. Es kommt 
heute darauf an, aus der Zu- 
kunft zu lernen." Rüttgers 
weiter: „Ich hoffe sehr, dass 
möglichst viele aus der Zu- 
kunftsakademie NRW sich 
langfristig für unsere Partei 
engagieren werden. Wir 
brauchen die junge Genera- 
tion." 

Im Anschluss an die Er- 
öffnungsrede von Jürgen 
Rüttgers bat Moderator Jörg 
Grabenschröer zu einer Ge- 
sprächsrunde aufs Podium: 

Hendrik Wüst (Vorsitzender 
der Jungen Union NRW und 
designierter NRW-Gene- 
ralsekretär), Thomas Hun- 

steger-Petermann (Vorsit- 
zender der Kommunalpoliti- 
schen Vereinigung NRW), 
Helmut Stahl (Vorsitzender 
der Landtagsfraktion der 
CDU NRW) und Prof. Wer- 
ner J. Patzelt (Universität 
Dresden) diskutierten über 
die Zukunftsakademie NRW. 
Prof. Patzelt erklärte: „Heu- 

te wird Engagement in Par- 
teien generell argwöhnisch 
beäugt. Früher war es genau 

umgekehrt: Wer sich nicht in 
einer Partei engagierte, war 
außen vor." Patzelt sagte 
weiter, dass Parteien aber 
kein Auslaufmodell seien, 
wie die Gründung der Zu- 
kunftsakademie NRW nach- 
drücklich belege. Helmut 

Stahl lobte die Zukunftsaka- 
demie als richtungsweisend 
für die Partei: „Ich finde es 

Der designierte Generalsekretär der CDU 
NRW, Hendrik Wüst 

unheimlich wichtig, dass 

Verantwortungsträger in 

der Politik junge Talente för- 
dern und fordern." Hendrik 

Wüst betonte, dass Talent 
alleine nicht ausreiche, um 
politisch voran zu kommen: 

„Praktika vermitteln wichti- 
ge Erfahrungen und Ein- 
blicke in das politische Ta- 
gesgeschäft. Talent und 
Theorie alleine reichen nicht 

aus. Die praktischen Ein- 
drücke zeichnen ein reales 

Bild eines Berufspolitikers." 
Thomas Hunsteger-Peter- 
mann führte aus, dass das 
Binnenleben einer Partei 
vielschichtig und komplex 

sei: „Das Nachwuchsförde- 
rungsprogramm wird Kennt- 
nisse und Erfahrungen an 

den jeweiligen Schnittstel- 
len vermitteln. Wir brau- 

chen Nachwuchs auf allen 
Ebenen der Partei. Vor die- 

sem Hintergrund ist das 
breit gefächerte Angebot 
der Zukunftsakademie NRW 
der richtige Weg." 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Volker Kauder 

Bundeshaushalt 2006 - erster Schritt 
zu konsolidierten Bundesfinanzen 

Der von der Großen Koa- 
lition vorgelegte Entwurf 
für den Bundeshaushalt 

2006 ist der erste Schritt 
auf dem Weg zu konsoli- 
dierten Bundesfinanzen. 

Der Etat für das laufende 
Jahr und die von der Bun- 
desregierung vorgelegte Fi- 
nanzplanung bis 2009 ent- 
sprechen den Grundsätzen 
ehrlicher und verlässlicher 

Haushaltspolitik. Mit dem 
Haushalt 2006 wird das 
wirkliche Ausmaß der finan- 
ziellen Fehlentwicklungen 

der letzen Jahre deutlich: 
Wir haben über unsere Ver- 
hältnisse gelebt und ein 
strukturelles Defizit von 
mehr als 50 Mrd. Euro an- 
gehäuft. Unser Ziel ist es, 

dieses Defizit in den nächs- 
ten Jahren zurückzuführen, 
damit nicht weiter Lasten 
auf die künftigen Genera- 
tionen übertragen werden. 

Entsprechend dem von 
uns angeschlagenen Drei- 
klang aus Konsolidieren, Re- 
formieren und Investieren 

verbindet die Koalition die 
notwendige Sanierung der 

Staatsfinanzen mit Maß- 
nahmen, die bereits kurz- 

fristig die Wachstumsdyna- 

Volker Kauder, Vorsitzender der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

mik erhöhen. Zur Stärkung 
besonders zukunftsträchti- 
ger Bereiche investiert der 
Bund bis 2009 rund 25 Mrd. 
Euro, um Wachstumsimpul- 
se zu setzen. Davon werden 
schon in diesem Haushalts- 
jahr 3,5 Mrd. Euro ausge- 
geben. 

Anspruch von CDU 
und CSU 

Darüber hinaus enthält 
der Haushalt 2006 politi- 
sche Akzente, die in beson- 
derer Weise dem Anspruch 

und den Zielen von CDU 
und CSU gerecht werden: 

Die steigenden Ausgaben 
für Forschung und Entwick- 
lung entsprechen unserem 

politischen Bekenntnis zu 
Investitionen in die Köpfe 
und damit in die technologi- 
sche Zukunftsfähigkeit un- 
seres Landes. Mit der Aus- 
weitung der Verkehrsinves- 

titionen will die Union die 
Infrastruktur in einem der 
zentralen Transitländer der 
EU verbessern. Die Verbes- 
serung der Rahmenbedin- 

gungen für kleine und mitt- 
lere Unternehmen, z. B. 
durch die Absetzbarkeit von 
Hand Werkerrechnungen 

und das C02-Gebäudesa- 

nierungsprogramm, ist ori- 
ginäre Unionspolitik. Das 
Gleiche gilt für die Förde- 
rung der Privathaushalte als 
Arbeitgeber im Zusammen- 

hang mit der Verbesserung 

der Vereinbarkeit von Fami' 

lie und Beruf. 

Der vollständige 
„Bericht des Frakti- 
onsvorsitzenden" 
(PDF, 7 Seiten) steht 
auf der Homepage 
der Bundestagsfrak- 

tion unter www. 
cducsu.de zum 
Download bereit. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Vorsichtige 
Besserung am 
Arbeitsmarkt 

Die Ausgaben des Bundes 
für Soziales umfassen 51% 
des Bundeshaushalts, ins- 

gesamt 134 Mrd. Euro. 
Dies ist eine enorme Sum- 
me, die wir hier dem Steu- 
erzahler abverlangen. 38,3 
Mrd. Euro werden allein 
für Hartz IV veranschlagt 
(24,4 Mrd. für Arbeitslo- 

sengeld II; 6,5 Mrd. für ar- 
beitsmarktpolitische Maß- 

nahmen; 3,5 Mrd. für Ver- 
waltung und 3,6 Mrd. für 
die Bundesbeteiligung an 
den Unterkunftskosten). 

Wenn man die (beitrags- 
finanzierten) Leistungen der 
BA im Rahmen des Arbeits- 

losengeldes I mit betrachtet, 
ergeben sich im Jahr etwa 
90 Mrd. Euro Ausgaben für 

Arbeitslose (etwas über 50 
Mrd. Euro für Alg I und knapp 
40Mrd.EurofürAlgll). 

Trotz dieser enormen 
Summen ist es nicht gelun- 
gen, die Arbeitslosigkeit zu 
senken. Viel Geld ausgeben 
a'lein reicht also nicht, es 
muss an den richtigen Stel- 
len ausgegeben werden. 

Die arbeitsmarktpoliti- 

schen Instrumente müssen 
auf den Prüfstand und gege- 
benenfalls korrigiert wer- 
den - auch mit Blick auf ei- 
ne weitere Kostensenkung. 

Ralf Brauksiepe 

Der erste Schritt in diese 
Richtung wird bei der ab Ju- 
li notwendigen Neuausrich- 
tung der Förderung von 

Selbstständigkeit aus Ar- 
beitslosigkeit erfolgen. Die 
Ich-AG läuft Mitte des Jah- 
res aus und muss mit dem 
zweiten Instrument der BA 
zur Förderung der Selbst- 
ständigkeit, dem Überbrück- 
ungsgeld, zusammengeführt 

werden. 
Beide Instrumente zu- 

sammen kosten jährlich über 

3 Mrd. Euro. Hier ist Spiel- 
raum zur Einsparung, ohne 

dass sinnvolle und dauer- 
haften Erfolg versprechende 
Unternehmensgründungen 

von Arbeitslosen die Förde- 
rung versagt werden muss. 

Die weiteren, knapp 80 
Instrumente müssen im wei- 
teren Verlauf des Jahres 

ebenfalls unter die Lupe ge- 
nommen werden. Dies kann 

durchaus im Zusammen- 
hang mit den Überlegungen 
zum Kombilohn geschehen, 

da auch dieses Instrument 
ja aus vorhandenen Arbeits- 

marktinstrumenten, die eine 
Kombination von Marktein- 
kommen und Sozialtransfer 
vorsehen, entwickelt werden 
soll. 

Ralf Brauksiepe ist der 
Vorsitzende der AG Arbeit 
und Soziales der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Religionsunterricht 
als Wahlpflichtfach 

notwendig 

Die Einführung eines ein- 
heitlichen verpflichtenden 

Werteunterrichts an den 
Berliner Schulen, ohne Si- 
cherstellung des konfes- 
sionellen Religionsunter- 
richts als gleichberechtig- 
tes Wahlpflichtfach, zeigt 
die religionsfeindliche 
Grundhaltung des Berliner 

Senats. 
Nach unserem Verständ- 

nis muss der Staat jedoch 
Freiheiten garantieren und 
nicht Werte normieren. Der 
staatlich vorgegebene Wer- 
teunterricht wird zur Norm 
erhoben und führt zur Wert- 
bevormundung. 

Es werden damit grund- 

legende Prinzipien unserer 
pluralen Gesellschaft ange- 

griffen: 
1) Der Elternwille und 

das Gebot der freien Wahl 
eines  bekenntnisorientier- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

ten Religionsunterrichtes 
werden missachtet. Wohin 

staatlich-ideologische Bil- 
dungsmonopole in Wertfra- 
gen führen, haben wir in un- 

serer Geschichte schmerz- 
hafterleben können. 

2) Religionsfreiheit als ei- 
nes der vornehmsten Men- 
schenrechte, an deren Ver- 

wirklichung sich ein Staat 
messen lassen muss, wird so 
nicht gewährleistet. Religi- 
on muss einen festen Platz 
an deutschen Schulen ha- 
ben,  um in einer pluralen 

Ingrid Fischbach 

Gesellschaftsordnung  Ori- 
entierung zu erleichtern. 

3)   Toleranz   setzt   zu- 

nächst die Selbstvergewis- 
serung des eigenen Stand- 
punktes voraus. Religion, 
Kultur und Lebensweise in 

einem vermeintlich neutra- 
len vergleichenden Unter- 
richtsfach zusammen zu 

pferchen, erzeugt keine To- 
leranz, sondern fördert Ori- 

entierungslosigkeit und 
konsequenzlose Beliebig- 
keit von Werthaltungen. 

Ingrid Fischbach ist die 
Beauftragte für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften 

der Bundestagsfraktion 

KAMPFANSAGE AN   KONFESSIONELLEN RELIGIONSUNTERRICHT 

Das mit den Stimmen von 
SPD, Linkspartei und den 
Grünen im Berliner Abge- 
ordnetenhaus verabschie- 
dete Gesetz zur Einfüh- 
rung eines Ethikfaches an 
Berliner Schulen ab dem 
kommenden Schuljahr ist 
eine Kampfansage an den 
konfessionellen Religions- 
unterricht. 

Dieser Beschluss ent- 
zieht dem Lernort Schule 

eine entscheidende Bil- 
dungschance. Die religiöse 
Dimension unseres Lebens, 

die ein grundsätzliches 
menschliches Bedürfnis und 
einen Wesenszug des 
Menschseins darstellt, wird 

ausgeblendet. Ein Unter- 
richt, der aufgrund der ge- 
botenen weltanschaulichen 

Neutralität des Staates not- 

Thomas Rachel 

wendigerweise rein 
informativen Cha- 
rakter haben muss, 
kann nur aus der 
Distanz über frem- 

de Inhalte sprechen, 
nicht aber diese ver- 
mitteln und erst 
recht nicht zur Ausbildung 

eines eigenen religiösen 
bzw. weltanschaulichen 
Standpunktes befähigen. 
Ein für alle verpflichtender 
staatlicher Ethikunterricht 
ignoriert überdies, dass 
auch allgemeine ethische 
Werte und Normen einer 
letztgültigen Begründungs- 
perspektive bedürfen. 

Der konfessionelle Reli- 
gionsunterricht wird durch 
diesen Beschluss faktisch 
verdrängt, da für die Schü- 

ler keine Wahlmöglichkeit 

zwischen beiden 
Fächern besteht, 
und der Religions- 

unterricht deshalb 
als zusätzliches 

Fach in den Rand- 

stunden der ohne- 
hin vollen Stun- 

dentafel besucht werden 
muss. Vom rot-roten Senat 
wird hier ein Weg beschrif- 
ten, der die grundlegenden 
christlich-abendländisch 

geprägten Werte unserer 
Kultur gezielt ins Abseits 
drängt. Damit wird jungen 
Menschen die Fähigkeit 

zum interreligiösen und in- 
terkulturellen Dialog vor- 
enthalten. 

ist Bun- 

desvorsitzender des Evan- 
gelischen Arbeitskreises 

der CDU/CSU (EAK). 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Glückwunsch an 
Olmert 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion gratuliert Ehud 
Olmert, dem bisher amtie- 
ren israelischen Minister- 
präsidenten, zum Wahler- 
folg seiner Partei Kadima. 
Das Wahlergebnis zeigt 
deutlich, dass die Mehr- 
heit der israelischen Be- 
völkerung die Fortsetzung 
des mutig von Ariel Scha- 
ron eingeleiteten Rück- 
zugs aus den besetzten Ge- 

bieten bejaht. 
Eine Rückkehr zu Ver- 

handlungen mit der palästi- 
nensischen Seite ist drin- 
gend geboten, um einer poli- 
tischen Lösung des Nahost- 
Konflikts, wie sie die „Road 
Map" des Nahost-Quartetts 

vorsieht, näher zu kommen. 
Voraussetzung hierfür je- 
doch ist, dass Hamas in der 
Regierungsverantwortung 

endlich Israels Existenzrecht 
anerkennt, glaubhaft dem 
Terror abschwört und Israel 
als Verhandlungspartner ak- 
zeptiert. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion unterstützt die 
Bundesregierung in ihren 

Bemühungen, die neue von 
Hamas gebildete palästi- 
nensische Regierung dazu 
Zu bewegen, in den interna- 
tional gestützten Verhand- 

'ungsprozess    einzutreten, 

Eckart von Klaeden 

und die neue israelische Re- 
gierung darin zu bestärken, 
den Rückzug aus den be- 
setzten Gebieten in Ver- 

handlungen mit der Palästi- 
nensischen Autonomiebe- 

hörde fortzusetzen. 
Eckart von Klaeden ist 

außenpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Hermann Gröhe 
ist Berichterstatter der Ar- 
beitsgruppe Außenpolitik 
für den Nahen Osten. 

Mobilfunkgebühren 
werden verbraucher- 

freundlicher 

Die CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion begrüßt den von 
der zuständigen EU-Kom- 
missarin Viviane Reding 
vorgelegten Verordnungs- 

vorschlag zur Neuordnung 
grenzüberschreitender 

Mobilfunkgespräche. Die- 

ser Vorschlag greift die von 
der   Union   seit  längerem 

Hermann Gröhe 

geforderten Punkte für ei- 
ne deutliche Senkung der 
sogenannten Roaming-Ge- 
bühren auf. 

Der in einer Pressekonfe- 
renz vorgestellte Vorschlag 
sieht unter anderem vor, 

dass die Tarife für netzüber- 
greifende Gespräche nur 
noch auf der Grundlage der 
tatsächlichen Kosten be- 
rechnet werden dürfen. 

Gänzlich entfallen sollen 
die Gebühren, die bisher bei 

der Annahme von Mobil- 
funkgesprächen im Ausland 

berechnet wurden. Mobil- 
funkgespräche im EU-Aus- 
land sollen zudem nach In- 
landspreisen berechnet wer- 

den. 
Die Verordnung selber 

wird erst in den nächsten 

Monaten von der EU-Kom- 
mission vorgelegt werden. 
Die Neuregelungen würden 

eine erhebliche Reduzie- 
rung der Mobilfunkgebüh- 
ren für die Verbraucher im 

europäischen  Ausland  be- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Julia Klöckner Katherina Reiche 

deuten. Die Unions-Frakti- 
on wird zur Unterstützung 
der Verordnung einen An- 
trag im Bundestag vorlegen. 

Peter Bleser ist Vorsit- 

zender der Arbeitsgruppe Er- 
nährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Julia Klöckner ist die zustän- 

dige Berichterstatterin. 

Deutschland braucht 
Masterplan Umwelt 

Der weiterhin massive An- 

stieg der Weltbevölkerung 
und die wirtschaftliche 
Dynamik in den Industrie- 
staaten, aber auch in den 
Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern, stellen uns vor 
große Herausforderungen. 

Die Erde als vernetztes 
Natursystem hat erhebliche 
Erschöpfungszustände, bei- 

spielsweise bei der Trink- 
wasserversorgung, der bio- 
logischen  Vielfalt  sowie 

durch eine steigende Nach- 
frage nach Rohstoffen und 
Energie. 

Wir brauchen deshalb in 

Deutschland einen „Master- 
plan Umwelt". Dieser soll 
systematisch quantifizierba- 
re Ziele, Zeitvorgaben und 
Maßnahmen formulieren 
sowie deutlich machen, wer 

zur Erreichung dieser Ziele 
beitragen kann. Hier sollte 
auf den Vorarbeiten für ein 
umweltpolitisches Schwer- 
punktprogramm aus dem 
Jahr 1998 der damaligen 
Umweltministerin Angela 
Merkel aufgebaut werden. 

Gerade in der Umwelt- 
politik müssen langfristige 
Leitlinien vorgegeben wer- 

den, damit sich Unterneh- 
men darauf einstellen kön- 
nen und Planungs- und In- 

vestitionssicherheit haben. 
Die Entwicklung der 

Rohstoff- und Energiepreise 
sowie der steigende Ener- 
giebedarf weltweit machen 

deutlich,  dass wir  Energie 

und Rohstoffe viel intelli- 
genter nutzen müssen, um 

unseren Wohlstand lang- 
fristig zu sichern. Energie 
muss effizienter genutzt so- 
wie der Energieverbrauch 

reduziert werden. Mit einer 
Strategie „Weg vom Öl" 
müssen erneuerbare Energi- 
en zur Strom-, Wärme- und 

Kraftstoffgewinnung stär- 
ker genutzt werden. Darü- 
ber hinaus muss die Ener- 
gieforschung gestärkt und 
Innovationen vorangetrie- 

ben werden. 
Umweltschutz ist Zu- 

kunftssicherung. Denn die 
Verfügbarkeit von Rohstof- 
fen und Ressourcen, die 
Sicherung unserer natürli- 
chen Lebensgrundlagen so- 
wie eine intakte Umwelt 
sind Grundvoraussetzungen 

für den Wohlstand in unse- 

rem Lande. 
Katherina Reiche ist 

Stellvertretende Vorsitzen- 
de der CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Werbeartikel der Senioren-Union 

Einkaufswagen-Chip 

Bestell-Nummer:9243 
Preis je 50 Stück: 15,50 € 

inkl. MwSt.: 17,98 € 

Kugelschreiber 

Bestell-Nummer:9268 
Preis je 50 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 12,76 € 

Stoffbeutel 

Bestell-Nummer: 9241 
Preis je 10 Stück: 7,50 € 

inkl. MwSt: 8,70 € 

Pfefferminzriegel 

Bestell-Nummer: 9242 
Preis je 50 Stück: 14,50 € 

inkl. MwSt.: 16,82 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

60 JAHRE CDU 

Broschüre „60 Jahre CDU" 
Erfolgreich für Deutschland 

Bestell-Nummer:5208 

Preis je 25 Stück: 12,25 € 
inkl. MwSt: 13,11 € 

„60 Jahre CDU" - Rede von Angela 

Merkel anlässlich der Festveranstaltung 

Bestell-Nummer: 5246 

Preis je 50 Stück: 16,50 € 
inkl. MwSt.: 17,66 € 

Medaille „60 Jahre CDU" 

Den entsprechenden Bestellschein finden Sie 
im Mitgliedernetz unterwww.cdunet.de. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

60 JAHRE CDU 

Streichhölzer „60 Jahre CDU" 
Schachtel-Set mit 20 verschiedenen 

Plakatmotiven 

Bestell-Nummer: 9205 
Preis je 100 Stück: 8,50 € 

inkl. MwSt.: 9,86 € 

Kugelschreiber 

Bestell-Nummer: 9204 
Preis je 100 Stück: 64,50 € 

inkl. MwSt.: 74,82 € 

Postkarten-Set „60 Jahre CDU" 

5 verschiedene Motive (1 Set) 

Bestell-Nummer: 9206 
Preis je 2! 

inkl. MwSt: 11,60 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Der nächste Regen kommt ganz bestimmt! 
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CDU-Regenschirm 

Bestell-Nummer:9658 
Preis je Stück: 7,70 € 
inkl. MwSt.: 8,93 € 

Regenschirm Super-Mini 
von Samsonite 

Bestell-Nummer: 9240 
Preis je Stück: 9,50 € 
inkl. MwSt.: 11,02 € 

ioio6 



Öffentlichkeitsarbeit 

Süße Überraschungen zu Ostern! 

Vitaminbonbons 
3g Minibonbon 

Bestell-Nummer:9177 
Preis je 1 kg (ca. 333 Bonbons): 8,00 € 

inkl. MwSt.: 8,56 € 

Vitaminbonbon - Set 

3 kg Bonbons + Bonbonschüttglas 
im Karton 

Bestell-Nummer:9178 
Preis 3 kg + Glas: 26,00 € 

inkl. MwSt: 27,82 € 

Freshmint-Tütchen 

Bestell-Nummer:9110 
Preis je 200 Stück: 22,00 € 

inkl. MwSt.: 25,52 € 

Gummibärchen 

100 Minibeutel in einer Runddose. 

Bestell-Nummer:9547 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 

inkl. MwSt.: 11,60 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Für Ihre CDU-Aktivitäten zu Ostern! 
Ob Siegelmarke oder kleiner Aufkleber - beide Artikel eigenen sich gut zum Bekleben 

von Ostereiern. 

\-J >„ 
€> 

Siegelmarke „CDU" 
ovale Silberfolie 34 x 25 mm, Rolle ä 100 Stück 

Bestell-Nummer:0307 
Preis je Rolle: 3,00 € 
inkl. MwSt.: 3,48 € 

Aufkleber „CDU" 

Größe: 5 x 3 cm 

Bestell-Nummer:9891 
Preis je 100 Stück: 4,00 € 
inkl. MwSt: 4,64 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 05241-8094165 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 
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